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Liebe Freundinnen und Freunde,
einstimmig hat der Koordinierungsausschuß auf
seiner letzten Sitzung am 21.11.85 beschlossen, die
ursprünglich für den 14./lS.Dezember geplante Ak-
tionskonferenz auf den l./2.Februar 86 zn ver-
schieben.
Dafür sprachen unseres Erachtens gewichtige
Gründe: Der Koordinierungsausschuß ist sich darin
einig, für das UNO - Friedensjahr 1986 eine
gemeinsame Großaktion vorzuschlagen, die auf der
Grundlage der fünf in Köln beschlossenen
Forderungen stattfinden soll. Allerdings bestehen in
einer Reihe wichtiger Fragen unterschiedliche Auf-
fassungen. Die Zeit zwischen der
"Informationswoche" und dem ursprünglichen Ter-
min der Aktionskonferenz hat nicht ausgereicht, zu
einer Annäherung der verschiedenen Standpunkte zu
kommen.

Mit der Terminverschiebung wollen wir Zeit dafür
gewinnen, ztJ einem Konsens im Koor-
dinierungsausschuß zu kommen. Für das Gelingen
der Aktionen im nächsten Jahr ist dies unserer Mei-
nung nach unerläßlich.

Bitte teilt den neuen Termin schnellstmöglich allen
Interessierten mit. Mit diesem Rundbrief wollen wir
Euch über den gegenwärtigen Diskussionsstand in-
formieren und Euch zugleich zur aktiven Teilnahme
an dieser Debatte auffordern.

Friedliche Grüße und einen guten Rutsch ins UNO
Friedensjahr

Euer Koordinierungsausschuß

1.12. Februar 1986, Beginn 14 Uhr
in der Integrierten Gesamtschule (lGS) Bonn-Beuel, Siegburger Str.321

Mit dem PKtr'l (aus sllen Richtunqen):
Auf die Autobahn A 565 (Flugahfenauto-
bahn Köln-Bonn); ab Autobahndreieck
rrBonn-Beuel.r' euF der A 59 in Richtung
Königsvinter; Abfahrt "Bonn-Beuel Sieg-
burgerstr.rr; dann links bis Siegburger-
etrasee J2l

Anfahrtsbeschreibung

Mit der Bahn:

Mit der S-Behnlinie ab U-BahnhoF im
HeupLbahnhof Richtung Siegburg bis
Halteetelle Vilich-Müldorf, rechts in
"Am Herrengarten" bie Siegburgerstrasse
gehen, Schule J.iegt dann auf der lin-
ken Seite.
Mit den Buslinien 25 o. 35 ab Busbahn-
hof (direkt vor Hbf) bis zur Heltesteli.e
I'Pützchen Klosterril in Fahrtrichtung
Iinks in Friedensstr. bis Siegburgerstr.;
Schule liegt gegenüber.
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In der Vorbereitung der Aktionskonferenz haben
wir festgestellt,
daß wir derzeit darin übereinstimmen
- auf der Grundlage der 'Kölner.S punkte' ( siehe
Kasten ) unsere Arbeit zu gestalten
- eine gemeinsame große Aktion der Friedensbewe-
gung im Herbst 1986 anzustreben
- eine darauf hinführende Kampagne, im Frühjahr
1986 beginned, zu entwickeln.

Im Bemühen - trotz offener Fragen - den fär uns
unerläßlichen Konsens des Koor-
dinierungsausschusses zu erreichen und hierfür Zeit
zu gewinnen, beschliessen wir:
- die Aktionskonferenz auf den l./2. Februar 19g6
zu verschieben
- in einem Rundbrief des Koor-
dinierungsausschusses in der nächsten Woche die
beiden gegensätzlichen Positionen darzulegen,
- am 14./15. 12. 1985 eine KA - Sitzung abzuhal-
ten, 'auf der wir ein konkretes Konzept, einen
Aufruf und Aktionsvorschläge entwickeln wollen.

Hrsg. vom Koordinierungsausschuß der
Friedensbewegung unter Mitarbeit von
Renate Bonow, Andreas Buro, Achin I'laske,
Klaus Scherenberg (v.i..S.d.p.), Dieter
Schöffmann, Mani Stenner, Manfred Ossen-
beck, Gregor Witt
a].}e Dorotheenstr.20, 53oo Bonn 1.

Aus dem Beschluß der KöIner Strategiekonferenz
vom 16./17. 6. 85

" Wir fordern von der Bundesregierung,* allen Plänen der US - Weltraum]nilitarisierung
eine klare Absage zu erteilen und keinerlei Mittejfür militärische Weltraumforschung - auch nicht im
Rahmen eines westeuropäischen Eureka _ pro_
gramms zur Verfügung zu stellen

* Stopp der Stationierung und Abbau der pershing
Il-lak_eten, Verzicht auf die 19g6. geplantä
Aufstellung der Cruise Missiles, Beseitigung-.ifu, in
der B RD gelagerten Massenvernichtungslwaf?e n

* 
_keine Erhöhung, sondern sofortige Senkung des

Rüstungshaushaltes, Verzicht auf äie Einfüirung
von neuen Waffensystemen, die der Verwirklichung
offensiver Kriegsführungspläne (wie FOFA und diä
Airland-Battle-Doktrin) dienen können, eUsage anjegliche Militarisierung Westeuropas (2.8. eisbau
der WEU), Ablehnung jeglicher Inierventionspolitik

* Beendigung der inneren Militarisierung der Bun_
d_esrepublik (Ausbau der militärischen InFrastruktur,
Yerlängerung des Wehrdienstes und die darüber_
hinausgehende Verlängerung des Zivildienstes u;d
dessen militärische Einplanung; Kriminalisirrun!
und Mehrfachbestrafung von Totalverweigerernl
Militärdienst für Frauen). Beendigung der zivil_
militärischen Zusammenarbeit (GJsundheits_ und
Arbeitskräftesicherstellungsgesetz, Zivilschutz und
Notstancispianung) ais Teil der Kriegsvorbereirung.

* Einsatz der für Rüstung vorgesehen Mittel zur
Überwindung von Hunger und Elend in der'Dritten
rrVelt", von LJmweltzerstörung und Arbeitslosigkeit. "

Zur Diskussion der politischen und Handlungsper-
spektiven der Friedensbewegung 1986/87

Der Koordinierungsaueechuß der Friedensbewegung hat am
21.11.85 einetimmig beschloaaen, die für d,en L1./16.L2.86 vorgeae-
hene Äktionskonfereng auf den l./2. Februar 1986 gu verschiöben.
Wir haben dem Antrag zugeatimmt, um filr den prozeß dei wei-
teren Konsensbildung im Koordinierungsauaschuß Zeit zu gchaffen.
Une ist die Zugtimmung nicht leichtgefallen, weil damit ein
Beechluß des nGroßen Ratachlagsn vom L6./I-I. Juni verändert
wurde,
Gerade heute, in einer nicht unkomplizierten Lage, muß der Ver-
such unternommen werden, einen gemeingamen politischen und
Handlungsvorschlag tu r&rrbeiten, der din Notwendigkeiten und
Möglichkeiten im Jahr tg86/87 angemessen ist. Nur mit einem
solchen remeinsamen Vorschlag kann die Friedenebewegung die
notwendige Kraft und Ausstrahlung gewinnen.
Wir wollen im folgenden den Versuch unternehmen, auo unserer
Sicht darzustellen, wo in den Diskuegionen der letzten Monate
Übereingtimmungen im KA erreicht wurden und wo wir noch wei-
tere Klärungen brauchen.
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(gnsens: Allehn_u-ng der Strategie der
Überlegenheit - Abrüstung

Die Friedengbewegung hat in den letzten Jahren ein bedeutendes
Maß an Übereingtimmung erarbeitet. Dies ist bundeaweit auf dem
"Großen Ratachlagi noch einmal deutlich geworden. Sie aieht in der
Strategie der militärischen Überlegenheit, wie eie von den USA, der
Bundearegierung und der NATO betrieben wird, eine Quelle wach-
sender Instabilität und Kriegagefahr. Das Streben nach
Erstechlagsfähigkeit und nach'Eekalationedominans" im Rahmen
von Konzeptionen eineg "filhrbaren, begrenzbaren und
gewinnbarenn Atomkriegee schafft eine wachsende Bedrohung des
Friedene. Diee umso mehr, weil eie gekoppelt eind mit dem Verauch,
durch moderne, elektroniach gelenkte Waffen ftir den "Schlag in die
Tiefen auch auf diesem Gebiet Überlegenheit zu erreichen - sowohl
unterhalb der Schwelle atomarer Erpressung oder Kriegsfilhrung als
auch in Kombination damit. Dieee Anetrengungen sind verbunden
mit Konzepten, den aus dem System ungleicher, von Ausbeutung
und Unterdrückung geprägter Beziehungen cwigchen nergter' und
"drittern Welt verstärkt erwachgenden Befreiungsvereuchen mit
militlirischen Mitteln zu begeg:nen. Die angeetrebte strategiache
Überlegenheit soll'dabei die militärische Handlungsfreiheit gegen
nunbotmäßige'Stadten abeichern. DiesC von Gewali geprägte Pöli-
tik iet nicht nur eine schreiende Verletlung der Rechte aller Völker
und Mengchen, sie erhöht auch die Gefahr der Eskalation regionaler
Krigen oder Kriege zu einer globalen atomaren Kaüaatrophe.

In den letzten Jahren hat gich die Friedengbewegung in Auseinan-
dersetzung mit der konkreten Aufrtlatungspolitik eine umfassende
Analyse der Strategie der Überlegenheit erarbeitet. Die Entwick-
lung der Neutronenbombe zeigte: Militäratrategen streben. danach,
die nSelbstabschreckung" durch Atomwaffen ru überwinden. Im
Widergtand gegen die Stationierung der Perehing II und Cruise
Mieeiler wurde deutlich: Die Verkürzung der Vorwarnzeiten und die
Erhöhung der Zielgenauigkeit machen den Atomkrieg wahrschein-
licher. In der Kritik der Bundeawehrplanung 1986-97 und der
Beechaffung moderner Offensivwafren für den "Schlag in die Tiefen
wurde sichtbar: Auch auf diegem Gebiet wird unger Land zum
Begtandteil einee globalen atrategiachen Szenariog gemacht. Wir
haberr erkennen mtlaaen, da8 die Bundesrepublik durch dae "War
Time Host Nation Support-Abkommen' die Interventionellihigkeit
der USA in der iDritten Weltn absichern hilft. Eg wurde
unilbergehbar, daß die Strategie der Überlegenheit die innere
Militarigierung auf vielen Gebieüen nach sich gieht und für unser
Volk und (noch ungleich atärker) für die Völker der'Dritten Welt"
wachgende eoziale BelaEtungen henorruft. In der Analyse der dro-
henden Weltraumrüatung wurde erkennbar, daß diege den
nSchlußgtein' und die makabere "Vollendung" des Strebens nach
militärischer Überlegenheit darstellt. Die angeetrebte
Rüetungseskalation in eine neue Dimension wilrde alle bisherigen
Dämme gegen den Ritstungawettlauf brechen und die Krieggefahr
(global und durch Egkalation regionaler Krisen) dramatiech wach-
gen lassen.

Auf der Grundlaee des Konsens die
politischen Schwe-rpunkte bestimmen

Der Kongens der Friedengbewegung in diesen Fragen ist von cen-
traler Bedeutung. Denn um die Aufrürtung und den Rilstungswett-
lauf zu durchbrechen und zu beenden brauchen wir Klarheit daril-
ber, was wir verändern wollen. Wir wollen eine Welt, in der Völker
und Staaten gleichberechtigt, unabhängig und ohne gegenseitige

Bedrohung zueammenleben und zugammenarbeiten. Nach uneerer
Meinung kommt es darauf an, auf der Basig der gemeinsamen

Analyse der Bedrohung konkret tu bertimmen, wo die
Notwendigkeit und Möglichkeiten am größten sind, den Kurs der
Aufrllatung ru durchbrechen und eine Umkehr einzuleiten.

Die poaitiv zu wertende Auesage in der gemeinsamen Erklärung von
Reagan und Gorbatschow ilber den beiderseitigen Verzicht auf
militärigche Überlegenheit - ein Ergebnig dea weltweiten Er:
wartungedrucke - wird eich nicht im Selbstlauf verwirklichen. Dazu
bedarf is dee konkreten Druckr der Friedengbewegungen. Wenn die
US-Regierung nicht gezwungen wird, ihre Pläne zur Weltraum-
rüstung aufzugeben, wird ee keine entscheidenden Fortschritte
geben.

Unserer Meinung nach reicht ee nicht aur, die ftlnf Kölner Punkte
ungewichtet nebeneinander zu stellen. Die Bedeutung der einrclnen
Punkte wird erst deutlich, indem sie in die geaamte überlegen-
heitsatrategie eingeordnet bleiben. Gleichzeitig m{issen wir ver-
auchen, die Kettenglieder zu fassen, an dem das Geramtkonzept am
deutlichgten wird und damit die Entwicklung von Widergtand aüt
beeten möglich isü. In der Vergangenheit haben wir die Statio-
nierungsfrage ala Teil eineg Gesamtkonzepter gesehen und indem
wir gegen diegen deutlichsten Augdruck gekämpft haben, rind wir
gegen das Geaamtkonzept vorgegangen.

In politische Entscheidungen eingreifen

Unbestritten sind die Pläne zur Weltraummilitarisierung, die
äußerste Zuapitzung der Überlegenheitestrategie. Filr viele Men-
schen wird durch dieses gigantirche Riletungrprojekt die Aber-
witzigkeit und Geflihrlichkeit dieEer Strategie erstmals aichtbar.
Wenn tiber die Hälfte der Bevölkerung die Beteiligung der Bun-
dearepublik an den "SDI'-Plänen spontan ablehnt, eo iat das ein
deutlicher Hinweis darauf. Mehr als in anderen Rtletungafragen gibt
es hier Differenzen in der Regierung und innerhalb der NATO, die
nicht alle taktiech motiviert gind. Sicher eind noch nicht alle Fra-
gen geklärt, wie die Friedengbewegung in diegen Proze8 eingreifen
kann. Ee eteht aber feat, daß hier ein wichtiger Hebel igt, um dieser
Regierungspolitik gunehmend die Maseenbasis zu entziehen. Die
Augeinandereetzung um die Art und Weise einer Beteiligung an der
Weltraumritetung ("SDI", "Europäische Verteidigungeinitiative',
"Eureka",nTDl") zeigen ebenso wie die Vergchiebung der Cruiae
Miseilee-Stationierung in das Jahr 1987, daß die Regierung dieaea
fllrchtet. Miü näher rllckendem Wahltermin wird die Druck-
emplindlichkeit zunehmen. Deghalb darf die Friedensbewegung die
Vorwahlzeit nicht ungenutzt verstreichen laseen und an die Stelle
eigenen Handelng das Hoffen auf besgere Ghancen nach dem
Wahltag setzen.
Die Aufgabe der Friedensbewegung besteht darin, daß gie in die
politische Augeinandergetzung um die Weltraummilitarieierung ein-
greift, ohne daß der Zusammenhang zu den anderen Teilen des
Gesamtkonzeptes verlorengeht. Im Gegenteil: Die begondere
Gefahr, die von der Weltraumr{lstung aurgeht, wird erst deutlich
im Kontext dieser Strategie.
Wir gollten auch in den anderen Bereichen nach Eingrifra-
möglichkeiten guchen. In der Ra&etenstationierung rtehen weitere
Entacheidungasituationen bevor. Von der Bundesregierung mtlasen
wir deshalb fordern, daB gie den Beginn der Stationierung von
Cruige Miseileg verhindert und die Pemhing II abbauen läßt. Die
internationalen Entwicklungen (SU-Moratorium, Genf) liefern da.
ftlr zugätsliche Argumente.
Die Entgcheidungen in Sachen Weltraummilitarieierung, RaLeten
Offensivrtistung 86-97 werden zu einer Koetenexploaion bei der
Rtlstungsausgaben flthren. Der Rllatungchauchalt f{lr 1987 wir<
deshalb ein wichtiger Punkt der Aueeinandenetlung mit de:
Regierung sein, zumal im Zusammenhang mit der Bedeutunl
wirtgchaftlicher und Eolialer Fragen bei der Wahlentecheidung.
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Jeder muß sich beteiligen können
Wie aber können wir so eingreifen, daß möglichet viel Druck ent-
faltet wird? Welche Kriterien mtlssen wir an ungere Aktionen anle-
gen?
bei der Bewertung der bisherigen Wirkungen der Friedenebewegung
können wir fegtgtellen, daß ea uns gelungen ist, in der Raketenfrage
die Meinungsmehrheit zu gewinnen und die Position z.B. der SPD

zu verändern. Diee hat noch nicht auegereicht, weil wir die poli-
tischen KräfteverhäItnisge big in koneervativ denkende Kreise
hinein noch nicht entscheidend zu unseretl Guneten verändern
konnten. Wir können nur dann erfolgreich sein, wenn una dag

gelingt. An dieser Frage kommen wir bei der Formulierung unserer
Aktionsvorschläge nicht vorbei.

Wenn die leolierung der Regierungapolitik in der Bevölkerung
gelingen soll, mtlßten wir solche Aktionen beachließen, die möglichet
viele Mengchen einbegiehen und mit denen neue Kreise der
Bevölkerung angesprochen werden können' Wir brauchen sowohl
Aktionen utt Orten, die ftir militärische Bedrohung stehen, als auch
Aktionen in Bevölkerungauentren, die eine breite Beteiligung auch
bisher nicht einbezogener Menschen ermöglichen. Beidee atellen wir
- wie auch in der Vergangenheit - nicht gegeneinander' Jede

Friedensinitiative bemüht rich darum, neue Mitgtreiter/innen zu
gewinnen und die politische Breite zu vergrößern. Dieg muß auch
iür die gesamte Friedengbewegung gelten. IJnserer Meinung nach iat
diee der Kernpunkt der Diskussion im Koordinierungsausechuß.
nBewegung" bedeutet unEerer Meinung nach nicht, daß ein einmal
g"*onn"nJ" Pereonenkreig gich immer wieder selbst bewegt, gondern

daß zugätzlich bieher noch nicht Aktive in nBewegung" kommen'
Das Ziel sollte deswegen eine Kampagne eein, mit der'wir Millionen
Menechen aneprechen, eie informieren, sie ftlr unsere Forderung

gewinnen und sie zu eigenem Handeln anregen (Ilauabeeuche,
Bilrgerbefragungen, Unterachriftengammlungen, Kandidatenbefra-
gungen, Wahlprüfeteine).

Eine Demonstration im Herbst in Bonn wäre die etärkgte und di-
rekteste Konfrontation mit der Bundearegierung. Sie könnte in der
Hochgeit des Wahlkampfer unrere Forderungen zu Maßstäben ftlr
alle Parteien machen. Dasu müßten wir erreichen, daß wir in den
nlichgten Monaten in ungerer gemeinsamen Mobilisierung ftir das
Überleben die Vorauegetrungen für eine massenhafte Beteiligung
schaffen.

In der Wahlkampfsituation werden wir nur dann {lberseugend sein
können, wenn wir alle parteipolitischen Einllußnahmen vermeiden
und parteiilbergreifend alle um den Frieden beaorgte Menschen
ansprechen. An dieaen Aktionen gollten gich auch all jene beteiligen
können, die gich dann erstmala friedenspoliüisch engagieren. Die
Fähigkeit, neu und umfassend su mobilieiere, hlingt wesentlich auch
davon ab, wie einheitlich, selbatbewußt und politiech überzeugend
die Friedensbewegung aich präaentiert

Es iaü möglich, daß wir ein friedenspolitisches Klima schafien, das
big in konservativ denkende Kreise hinein auestrahlt und auch dort
Widerstand gegen die Regierungspolitik entfacht. Nur so können
wir eg echaffen, daß uneere Forderungen im beYorstehenden
Wahlkampf Bezugepunkte für die Parteien sind, an denen sie nicht
vorbeikommen können.
Hier liegt die Chance und Voraussetzung ftlr eine langfristige
Durchsetzung einer wirklichen Friedeng- und Abrilstungapolitik flir
die Bundesrepublik.
Achim Maske

Yorbemerkung:

Aktion Sühnezeichen/I'riedensdienste (AS/f), Bundeskonferenz
unabhängiger Friedensgruppen (BUF), Bundeeverband Bürgerini-
tiativen Umweltgchutz (BBU)' Guetav-Heinemann-Initiative
(GHI), Initiative Kirche von unten (IKvu), Komitee für Grun-
drechte und Demokratie, Koordinierungsstelle Ziviler Ungehoream
(KoZU), PÄX Christi. 

haben auf der letzten Sitlung dee Koordi-
nationgaueschugses die Ver'echiebung der Aktionakonferenz
beantragt, da in der Diekussion eine ehrliche Einigung über die
zentralen Aktivitäten in 1986 bie zum vorgesehenen Konferenzter-
min nicht abzuaehen war. Im Auftrge dieges Kreiges stelle ich im
folgenden die Grundpositionen, die zu diegem Antrag geführt
haben, dar.

((>
Die Friedenabew€gung steht in der derreitigen politiachen Situation
in der Verantwortung zu beweieen, daß gie tatsächlich eine
eigenatändige Kraft ist, die trotz erlittener Niederlagen weiterar-
beitet und in der Lage iat, in einem Lernprozeß ihre grundlegenden
Analyeen und entsprechenden Forderungen zu erweitern. Sie darf
eich nicht als \lVahlkampfstimulanl mißbrauchen laseen. Vielmehr
muß sie eich gelbetbewußt und ftlr alle Parteien spürbar fordernd
einmiechen. Nur dann besteht für uns alle die Chance, statt der
Aufrllatung ftlr Krieg und Unterdrilckung eine Abrilatung ftlr
Frieden und Gerechtigkeit zu erreichen.

Die Raketen mtlssen weg
Die jetzige Friedensbewegung ist gegen die geplante Stationierung
von Perehing II und Cruige Miogileg aufgestanden und groß Sewor-
den. Sie hat den Stationierungebeginn im November 1983 nicht
verhindern können, aber sie hat einiger in der politischen Land-
schaft bewegt. Selbgt in den Stationierungsparteien änderten eich
durch den Druck der Bewegung Meinungen bis hin lur Ablehnurig
diesee Aufriletungsbeschluases. Allerdinga werden dieee Raketen,
gegen die wir ung wegen der Erhöhung der Kriegsgefahr, wegen
ihrer hervorgehobenen Funktion in olfeneiven Kriega-
führungokonzepten u.a.m. wehren, weiter aufgeetellt. Die Statio-
nierung dieser Raketen ist f{lr una unakzeptabel, wie letztendlich
jede Rtlstung. Sie müsgen reatlos verschwinden.

Prufstein fur die Parteien
An der Bereitschaft, im Falle der Regierungstlbernahme flir die so-
fortige und bedingungelose Beseitigung der bereits stationierten
Perahing II zu oorgen gowie die Aufstellung weiterer Pershings und
der Cruise Miesilee su verhindern, machen wir die Ernsthaftigkeit
der friedenspolitischen Meinungsumschwungs bei den Parteien fest.
Hieran wird aich zeigen, ob gie gich tatsächlich Positionen der
Friedengbewegung tu eigen gemacht haben, die gie auch in Zukunft
durchsetgen wollen und ob sie bereit sind'
- gich ebenfalls jeglichem Weltraummilitarisierungsprograrnm su
verweigern,
- eine Senkung des Rtlatungrhaushaltes zu beschließen,
- die Zustimmung ru offenaiven Kriegafilhrungaplänen lurtlckziehen
(FoFA, 'Rogera-Plann) bzw. diege klar zurtlckzuweisen (Airland
Battle),
- den Beschluß {lber den Bundeswehrplan E6-97 aufzuheben,
- die Untergtützung jeglicher InüerventionspolitiL tu beenden,
- die innere Militarieierung der Bundesrepublik (2.8. mittela
Zivitachutzgeaetzeaplanung) rtickgängig tu machen,
- die ftir die Rüstung vorgesehenen Mittel zur Überwindung von
Hunger und Elend in der "Dritten Welt', von Umweltzerotörung
und Arbeitsloeigkeit einzusetzen,
- den Rtiatungrexport tu unterbinden.

Demonstration und Aktion am Sta-tionierunqsort Ausdruck der
EntschloJsenheit
Diese Orientierung, diesen Willen, die bedingungaloee Statio-
nierungsrtlcknahme gum Prttfatein zu machen, kann die Friedens-
bewegung am eindrucksvollgten und entgchiedensten mit Masren-
aktionen und Aktionen zivilen Ungehorrams an einem Statio-
nierungsort (möglichst Hunorilck, in Abeprache mit den dortigen
Initiativen) kundtun. Durch diege Ortgwahl bewiege die Friedene-
bewegung ihre Entschloeaenheit, ftlr ihre Grundforderungen in der
Geeamtheit ('6 Punkte von Köln") konrequent eiwutreten.
Eine Relativierung der biaherigen Forderung nbedingungalose

Rilcknahme dee Stationierungsbeschlusgeg" wtlrde auch allen an-
deren Forderungen ihr Gewicht nehmen. Eine einfache Umorien-
tierung auf den nneuen Zuapitrungspunkt SDI" wäre eine bewe-
gungs- und wahlkampftaktische Orientierung ausachließlich an

Umfrageergebnisaen, die die ldentiüät der Friedenrbewegung
aufgibt.
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Kontroverse im
ausschuB

Koordinations-

Hier liegt der Kern der Kontroverae. Solange der

'Koordinationeausgchuß' als das immer noch breiteste Bilndnig in
der Friedensbewegung hier keine ehrliche Einigung erzielt, iat auch
von einer Aktionskonferenz nicht mehr ale ein formelhafter und
nicht tragfähiger Kompromiß zu erwarten. Hieran iat una jetzt wie
in der Zukunft nicht gelegen. Die im KA-BeachluB vom 21.11.85
genannten Übereinstimmungen bleiben letatendlich wertloa, wenn
in folgenden Fragen keine positive Antwort gefunden wird'
- Micchen wir uns mit uneeren Kernforderungen in den Wahlkampf
oo ein, daß rich die Parteien, ingbesondere die SPD' in ihren
friedens- und gicherheitspolitiachen Ausragen und Taten an un-
seren Forderungen abarbeiten und auf ung lubewegen mtlsoen 95!g
bewegen wir ung auf die Parteien so zu, daß wir ihre bereits begte-
henden Poeitionen {lbernehmen - was ein Rilckschritt flir die
Friedenrbewegung wäre?
- Konzentrieren wir uns auf eine gemeinaame Ausaage gegen den
Aufrtlstungakura, gegen Raketenstationierung, Weltraummili-
tarisierung, offenaive KriegsfilhrungEdoktrinen, konventionelle
Aufrtletung und Interventionspolitik an einem Ort, der ftir uneere
Entachlosgenheit eteht, trotg erlittener Niederlagen und über
Wahltermine hinaug filr uneere Ziele einzutreten: alao an einem
Stationierungsort 9g!g verzetteln wir ung an mehreren Orten und
nehmen ung damit die Möglichkeit einer starken gemeinsamen

Aussage?

Gesellschaftspolitischen Druck entfal-
ten

Politischer und gesellechaftlicher Druck geitene der Bewegungen
entgteht dadurch, daß immer mehr Menechen ftlr das Anliegen der
Friedengbeweggng in der ganzen Tiefe gewonnen werden und dies
in möglichat massenhaften Demonetrationen und Aktionen zum
Ausdruck kommt und nicht dadurch, daß die Forderungen und der
inhaltliche Begrtindungszusammenhang zugunsten der großen Zahl
verflacht werden. Auch hierüber besteht im Koordinationgausschuß
biaher keine Einigkeit.

"SDl"-Zuspi.tzung fuhrt Friedensbe-
wegung In ore rrre
In den vergangenen Diskuesionen im Koordinationeaugschuß wur-
den zwar immer wieder die "Kölner 6 Punkte' als gemeinsame
Grundlage von allen beschworen, aber ein wirklicher Einigungawille
in diege Richtung ist bieher nicht cu erkennen. Vor allem die KA-
Mitglieder um das 'Komitee für Frieden, Abrtietung und
Zusammenarbeit' (KoFAZ) ließen bieher in den Diskussionen, Yor
allem aber auch in ihren Beschlüggen und ihrer tatsächlichen Praxie
nicht von der Vorstellung ab, daß (Un)-Heil der Friedenabewegung
in der Zuepitzung auf die "SDI'-Frage zu suchen. Sie tun diee zu-
dem mit Forderungen, die am Kern deg Problemg vorbeigehen (in
Anlehnung an den Naturwisaenechaftler-Appell).
Es werden kräftig Unterschriften unüer den Naturwiggenschaftler-
Appell geaammelt (zweiter nKrefelder Appell'), der von der Bun-
dearegierung fordert,
- sich nicht an der Erforechung, Erprobung wie Stationierung von
Weltraumwaffen ru beteiligen,
- sich ftir die Einhaltung bestehender Rtistungekontrollverüräge
einsugetzen und
- ihren Einfluß geltend zu machen, daß mittels vertraglicher
Regelung die bewaffnete Nutzung des Weltraume verhindert wird.
Soweit, eo gut. Aber es wird zum Beispiel nicht die notwendige
Forderung aufgeetellt, konkrete Schritte zur Verhinderung bundes-
deutscher Beteiligung zu ergreifen: etwa durch einschränkende
Ma8nahmen gegentiber Industrie und Forgchung. Eureka - u.a. Yon
der SPD favorisiert - stößt nichü auf Ablehnung. Dabei eind
bezüglich der miliüäriechen Forschung die Kerngebiete bei nSDIn

und Eureka identisch. Dies beetätigte auch dag SEl-Vorstandgmit-
glied Roland Mecklinger im Spiegel-Geapräch (Spiegel Nr. 47 vom
18.11.1935). Er war kürzlich mit der Teltgchik-Kommieeion in den
USA.
Wer Weltraummilitarieierung nicht will, muß gie in allen Formen
und Zugammenhängen und auf allen Ebenen benennen und konse-
quent ablehnen. Bei derzeitigen Oppositionaparteien gehört auch
die erklärte Bereitschaft dazu, im Falle einer Regierungsübernahme
etwaige inswigchen abgeschlossene Rahmenabkommen oder ähnlich
bilaterale Vereinbarungen wieder aufzukündigen.

Aufrttstungskqrs gröBte Bedrohung
der Menschheit

nSDIn wird wegen dee angeatrebten Raketenabwehrschirmeg und die
dadurch erhöhten Kriegrfilhrungamöglichkeiten ale die größte
Bedrohung der Menschheit geaehen. Ee iet unbestritten, daß dies
eine enorme Bedrohung der Menechheit dargtellt. Aber die viel
früher und realietigcher zu erwartenden Ergebnisse der "SDI'- und
Eureka-Forechung werden au8er acht gelaesen. "Verbesserung" der
elektronigchen Aulklärung, bodengestiltzte Raketenabwehrvari-
anten, Erhöhung der Zielgenauigkeit vorhandener atomarer und
konventioneller Waffeneyeteme, Vervollkommnung der elektro-
nischen Kriegaftlhrung.
Verechwiegen wird damit der Zueammenhang von Weltraummili-
tarisierung, vorhandenen offensiven Kriegsführungskonzeptionen
und heute stattfindender (nkonventioneller') Aufrilstung, die -
ebengo wie ein Raketenabwehrschirm - dazu beitragen soll, Krieg
wieder ftihr- und gewinnbar zu machen.
Nicht ein einzelnes Rüetungeforachungt- oder RüstungsProgramm'
sondern der gesamte AufrtistungskurB tur Kriegsfilhrungefähigkeit
der USA und der NATO gtellt die größte Bedrohung der Men-
schheit dar.

Pa rtei_en u na b h ä n gigkeit
denn je

dringender

Wenn die Friedensbewegung eich in ihren Forderungen auf die in
der SPD akzeptierte (reduzierte) "SDI'-Kritik beachränkt, wird es

dieser Partei iin l"icht"t sein, im Wahlkampf ihre Ablehnung dea

"SDln-Progra[uns zu erklären, damit Stimmen zu fangen und
gleichzeitig sich mit der Perahing- und Cruiee Miggiles-Statio-
tti""ung zufrieden zu geben ('wegverhandelnn), konventionellen
Aufrüstungsprojekten aus dem Bundeewehrplan 85-97 zusustim-
men und nicht zuletzt die weateuropäieche Variante der Welt-
raummilitarisierung (Eureka, nEuropäische Verteidigungeinitia-
tive"-EVI-) - bcw. bodengeetützte Raketenabwehrvarianten - zu
fördern.
Die Grünen stehen unter dem nrealpolitischenn Druck, friedens-
und eicherheitepolitische Forderungen tuguneten der Regierungs-
fähigkeit in die ferne Zukunft zu verechieben und damit fallenzu-
laeeen. DKP und Friedeneliste orientieren eich gtark an den Genfer
Verhandlungen und machen sich abhängig von der sicherheitapoli-
tischen Orientierung der Btindnisvormächte. Sie verneinen damit
jegliche eigenen Spielräume der Friedengbewegung.
Als Friedenebewegung kommen wir nicht umhin, unabhängig von
den verechiedenen möglichen Wahlauegängen im Januar 87 ung auf
ein langfristigee, eigenständiges Engagement für Abrüstung
einzustellen. Noch so echöne Worte, ob nun von rot, von griln oder
von sonstwoher, dürfen ung nicht von dieeer Überlebeneaufgabe ab-
bringen.

Fur qemeinsames Handeln und Ein-
misch-en in den Wahlkampf

j

Deshalb verfolgen wir (die eingangs genannten KA-Mitgliedsor-
ganieationen) mit den Herbgtaktionen 86 dae Ziel zu zeigen, daß die
Friedenebewegung eich nach wie vor auf dem langen Marech. durch
die Gesellechaft befindet und daß gie ihre grundsätslichen
Vorstellungen von Friedengpolitik und ihre Forderungen susam-
menfassend im Vorfeld der Wahlen und weiterer Stationierung
vorträgt.
Stichpunkte sind hierzu, ohne daß sie derzeit echon in allen Punk-
ten Konsene in diesem Kreis sind:
- Verminderung der Bedrohung der anderen Seite zur Überwindung
deg AbgchreckungEsysteme im europäischen Bereich,
- konaequente einseitige Abriletung bei uns,
- Entfaltung einer aktiven Entspannungspolitik unter Anerkennung
dea europäiachen Status quo,
- vollaüändige Verweigerung jeglicher Interventionapolitik und
jeglicher Kriegevorbereitung,
- Bemtlhen um eine vertraglich geregelte europäische Friedensord-
nung.
Dagu beftlrwortet dieger Kreis für den Herbst 86 eine zentrale
Massenaktion und Aktionen zivilen Ungehorsams an einem Sta-
tionierungsort, bei denen die Friedenrbewegung und nicht
Parteiredner/innen zu Wort kommen. Die Parteivertreter/innen
haben im Wahlkampf, in dem wir sie zu klaren Aussagen zwingen
mileaen, gentigend Gelegenheit zur friedenspolitigchen Selbst-
darstellung.
Wir wollen im Hinblick auf die Herbgüaktion einen ehrlichen Kom-
promiß, der in der gesamten Breite der Friedengbewegung trag-
und umgetzbar ist. Mit bloßen Formelkompromisaen gab ee in der
Vergangenheit echon genügend schlechte Erfahrung.
Dieter Schöffmann



Rückmeldung '86 - Wir machen mit!
Bitte abtrennen oder fotokopieren und bis zum Jahresende einsenden an:
Koordinierungsausschuß, Dorotheenstr. 20, 5300 Bonn l, Tel:0228/692904

Name: Anschrift:

0rganisation:

Unterschrift: Telefon:

1. Unterstutzungsbeitrag fttr 1986

Ich/Wir möchte(n) im Verteiler des Koordinierungsauschusses bleiben
und automatisch die KA-Materialien (Rundbriefe, Reader, Zeitungen
etc.) erhalten. Dazu unterstützen wir den Koordinierungsausschuß mit
einer Spende von DM.............(mind. 50,-)
Wichtig: Liebe Freundinnen und Freunde, trotz größter Sparsamkeit
geht der Koordinierungsausschuß mit einem Defizit aus der
'Informationswoche". Habt bitte Verständnis dafür, daß im nächsten
Jahr nur im Verteiler bleiben kann, wer in den nächsten Wochen
seinen/ihren Beitrag für 1986 bezahlt hat. Euer Beitrag entscheidet
zugleich über die Handlungsfähigkeit das KA und die Yorbereitungen
gemeinsamer Großaktionen im UNO-Friedensjahr 1986

!. Aktionskonferenz t./2. Februar 1986 Anmel-
dung

Ich/Wir nehme(n) an der Aktionskonferenz der Friedensbewegung am
l./2. Februar 1986 mit .......... Personen teil und zahle(n) beiliegenden
Kostenbeitrag von 10,- DM pro Person. Im Teilnehmerbeitrag ist der
Reader zur Aktionskonferenz enthalten, der Anfang 1986 verschickt
wird.
Wichtig: Wer sich bereic zur Aktionskonferenz am 14./15. Dezember
1985 angemeldet hat, gilt als angemeldet für den neuen Termin am
l./2. Februar 1986. Andernfalls bitten wir um schriftliche Mitteilung.

3. Bestellung weiterer Reader

Ich/Wir bestelle(n) Stück Reader zur Aktionskonferenz für 5,-
DM plus -,70 Porto pro Stück. Die Reader werden Anfang Januar
198_6 versand.

DM

DM

DM

Den nebenstehenden Gesamt-Betrag haben wir am
durch:

gezahlt
DM

o uberweisung an Gerd Greune, Sonderkonto Frieden (KA), sparkasse Bonn (BLZ
Konto-Nr. 87 783

o Überweisung an Gerd Greune Sonderkonto Frieden (KA), Postgiloamt Köln (BLZ
Konto-Nr. 7991-501

o beiliegendes Bargeld/Yerrechnungsscheck (zutreffendes unterstreichen)

380 500

370 r00


